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Sehr geehrte Geschäftsführer-Kollegin,  

sehr geehrter Kollege, 

mittelständische Unternehmen galten lange Zeit als verschwiegen und wenig transparent. Aber: Mit dem öffentlichen 

elektronischen Unternehmensregister liegen seit 2007 die Jahresabschluss-Zahlen aller Kapitalgesellschaften offen auf 

dem Tisch. Zum anderen haben die Anforderungen aus Basel II/III und demnächst IV und zuletzt die Finanzkrise dazu 

geführt, dass nahezu alle Unternehmen dazu übergegangen sind, Ihre Unternehmenszahlen besser zu präsentieren. 

Nach einer Studie der Kommunikations-Agentur Ergo haben die von ihnen ermittelten 10 besten Rankings der Familien-

Unternehmen den gleichen Offenlegungs-Standard wie börsennotierte Unternehmen. Dennoch gibt es immer noch eine 

große Anzahl mittelständischer Unternehmen, die „immer noch ein Bilderbuch statt einem exakten Finanzbericht veröf-

fentlichen“. Trend: Die mittelständischen Unternehmen holen in Sachen Öffentlichkeit und PR auf. Aber immer noch un-

terschätzen viele die positive Wirkung eines optimierten Geschäftsberichts z. B. im Hinblick auf Wirkungen wie öffentliche 

Wahrnehmung, Personalbeschaffung und Zukunftsfähigkeit. 

Für die Praxis: Klären Sie mit Ihren Mit-Gesellschaftern und Geschäftsführern, ob Sie den nächsten Jahresabschluss (2015) zu einem 

aussagekräftigen Geschäftsbericht und damit zu einem zukunftsfähigen PR-Instrument für Ihre Firma ausbauen wollen. Beachten Sie 

dazu: Der Geschäftsbericht ist gesetzlich nicht definiert. Im Geschäftsbericht können die für die Rechenschaftslegung gesetzlich vor-

geschriebenen Angaben wie Jahresabschluss und Lagebericht stehen. Sinnvoll sind auch zusätzliche zielbezogene freiwillige Angaben 

und Berichte, die der Selbstdarstellung des Unternehmens dienen (Ausbildung, Personalentwicklung, Forschung und Entwicklung 

usw.). Werden beide Angaben in einem Geschäftsbericht veröffentlicht, muss die gesetzlich vorgeschriebene Rechenschaftslegung 

klar von den freiwilligen – eher Public-Relations-orientierten – Angaben getrennt sein. 

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen Ihr  

Lothar Volkelt 
Dipl. Volkswirt, Herausgeber + Chefredakteur Volkelt-Brief  

*   *   * 

GmbH-Vermögen: Keine Anlage ohne Beratungsprotokoll 

Banken haften für Vermögensverluste aus Wertpapieren, wenn sie gegen ihre gesetzlichen Beratungspflichten verstoßen. 

Das betrifft auch die Anlage in Wertpapieren aus dem GmbH-Vermögen. Zuletzt hatte der Bundesgerichtshof (BGH) dazu 

entschieden, dass selbst eine unternehmerische Qualifikation des Mandanten – z. B. als Prokurist oder Geschäftsführer 

einer GmbH – den Vermögensberater der Bank nicht von seiner Beratungspflicht befreit (BGH, Urteil vom 22.3.2011, XI 

ZR 33/10). Hier sagt das Gericht ganz konkret: „Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts entfiel eine dahinge-

hende Erkundigungspflicht der Beklagten nicht allein deshalb, weil an der Beratung auf Seiten der Klägerin deren Proku-

ristin - eine Diplom-Volkswirtin - teilgenommen hat“. Geschäftsführern, die Rücklagen Ihrer GmbH in Finanztiteln anlegen, 

empfehlen wir zur Dokumentation gegenüber den GmbH-Gesellschaftern folgendes Vorgehen: 

 Beratungsgespräche über Wertpapiere sollten auf jeden Fall schriftlich protokolliert werden. 

 Das Beratungsprotokoll muss Ihnen ausgehändigt werden. 

 Prüfen Sie das Beratungsprotokoll vor einer Unterschrift. 

 Das Protokoll muss Gesetz folgende Angaben enthalten: Anlass und die Dauer der Beratung, die persönliche Situation und die we-

sentlichen Anliegen des Anlegers und die erteilten Empfehlungen und die dafür maßgeblichen Gründe. 

 Die individuellen Wünsche des Kunden müssen berücksichtigt werden. Allgemeine Textbausteine sind dafür nicht ausreichend. 

 Das Protokoll muss für Sie eindeutig und verständlich sein. Unterschreiben Sie keine Kauforder, wenn Sie in Ihrem Protokoll nicht 

alles geprüft und verstanden haben. Lassen Sie sich im Zweifelsfall Zeit oder befragen Sie einen Dritten. 

 Eine Unterschrift des Kunden unter das Beratungsprotokoll ist nicht erforderlich (auch nicht zur Bestätigung der Richtigkeit). 

*   *   * 

Nachfolge: Den GmbH-Verkauf richtig planen und erfolgreich durchführen  

Wer jahrzehntelang die Geschäfte seiner Firma geführt hat, kommt irgendwann zu dem Punkt: „Wie lange will ich das 

noch machen? Wie soll es mit der Firma weitergehen?“. Fakt ist: Eine geordnete Übergabe im Unternehmensbereich 

braucht eine gute Vorbereitung und dauert in der Regel zwei und mehr Jahre, Viele (Gesellschafter-)-Geschäftsführer pa-

cken diese Gestaltungsaufgabe zu spät an und machen dabei (aus Unerfahrenheit) Fehler. Für den Gesellschafter-

Geschäftsführer einer GmbH, der in einigen Jahren verkaufen will, gilt es, frühzeitig die Weichen für einen erfolgreichen 

„Merger“ zu stellen. Bei einer starken Verhandlungssituation ist es im Vorfeld des Verkaufes sinnvoll, wenn das Ver-
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tragswerk des Unternehmens (Gesellschaftsvertrag, Geschäftsführer-Anstellungsvertrag, Pensionszusage) viele, für die 

Verkäuferseite vorteilhafte Regelungen enthält. Der potenzielle Erwerber wird damit verpflichtet, neben dem betriebswirt-

schaftlich ermittelten Kaufpreis sämtliche zusätzlichen Rechte des ausscheidenden Gesellschafters zu erfüllen. 

Beispiel: Laut Anstellungsvertrag gilt für den Gesellschafter-Geschäftsführers ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot, von dem die 

GmbH nicht einseitig zurücktreten kann. Es wurde eine ungewöhnlich lange Karenzzeit vereinbart – laut Vertrag darf der ausgeschie-

dene Geschäftsführer 3 Jahre lang nicht konkurrierend tätig werden. Im Gegenzug hat er dafür Anspruch auf eine Karenzzahlung in 

Höhe seines zuletzt bezogenen Gehalts. Rechnet sich das Invest für den potenziellen Käufer, wird selbst eine solche Vereinbarung 

den betriebswirtschaftlichen Kaufpreis nicht mindern – der ausscheidende Gesellschafter-Geschäftsführer hat zumindest bei den Kauf-

verhandlungen gute Karten. 

Bei einer schwachen wirtschaftlichen Verhandlungssituation ist es im Vorfeld des Verkaufes sinnvoll, wenn es möglicht 

wenige Kosten treibende Sondervereinbarungen im Vertragswerk des Unternehmens gibt. Der Erwerber wird muss dann 

nicht mit zusätzlichen Kosten für vertragliche Sonderbestimmungen kalkulieren. 

Beispiel: Bei schlechter Ertragslage und schwacher Verhandlungsposition wirkt die oben beschriebene Vertragsvereinbarung zum 

nachvertraglichen Wettbewerbsverbot umgekehrt. Der potenzielle Käufer kann damit den betriebswirtschaftlichen Kaufpreis noch wei-

ter drücken, u. U. wirkt dieses Verkaufshindernis so gravierend, dass der potenzielle Erwerber das Unternehmen bereits im Vorfeld aus 

seinen Kaufüberlegungen ausscheidet oder gar nicht erst als interessanten Übernahme-Kandidaten einstuft. 
  

Für die Praxis: Beim Käufer darf dabei auf keinen Fall der Eindruck entstehen, dass die Verträge im Hinblick auf einen bevorstehen-

den Verkauf zugunsten des Verkäufers abgeändert wurden. Der Käufer kann alle Vertragsänderungen anhand des Registerauszugs 

bzw. anhand der Beschlussprotokolle der Gesellschafterversammlungen zeitlich nachvollziehen. Deswegen sollten Vertragsanpassun-

gen schon weit im Vorfeld des Verkaufes beschlossen und umgesetzt werden – Vertragsänderungen im zeitlichen Zusammenhang von 

2 Jahren und weniger vor der Veräußerung wirken nicht gut – der Verkäufer sollte für diesen Fall gut begründen können, warum eine 

solche Vertragsänderung noch kurz vor dem Verkauf notwendig wurde. Eine Änderung der Verträge, die 3 Jahre und mehr vor der 

Veräußerung liegen, haben in der Regel keine nachteiligen Folgen. 

*   *   * 

Konjunktur: Welche Folgen hat der Ölpreisverfall für kleinere Unternehmen?   

Als Fahrer eines GmbH-Firmenwagens macht es derzeit Laune zu tanken. Die Preise sind deutschland- und europaweit 

auf Tiefststand. Zuletzt gab es Literpreise im 90-Cent-Bereich in den Jahren 2004/2005. Des einen Freud ist des anderen 

Leid. In den OPEC-Staaten wächst die Unruhe. Die Staatseinnahmen sinken drastisch und damit auch die Investitionsbe-

reitschaft. Was bringt der Ölpreis-Verfall für kleinere mittelständische Unternehmen in Deutschland? 

 Peter Preat, Chef-Volkswirt der Europäischen Zentralbank (EZB), sieht in erster Linie sinkende Preise und – bei anhaltend niedri-

gem Ölpreis – die Gefahr einer Deflation. Kurz- und mittelfristig profitieren davon jedoch die Branchen Logistik, Transport, Touris-

mus, Lebensmittel, die auf der Kostenseite deutlich entlastet sind.  

 Der Allianz-Chef-Volkswirt Michael Heise geht davon aus, dass der Ölpreisrückgang eine starke konjunkturelle Schubkraft in 

Deutschland entfalten wird und ein Wirtschaftswachstum von 2,2 % in 2016 bringen wird – verteilt auf alle Branchen. 

 Der Internationale Währungsfonds (IWF) rechnet bei einem Verfall des Ölpreises um       30 % mit einem zusätzlichen weltweiten 

Wirtschafts-Wachstumsplus von 0,6 %. 

 Zusätzlich profitiert speziell die deutsche Export-Wirtschaft von einem weiterhin  schwachen Euro. 

Allerdings sind die mittel- und langfristigen Folgen des niedrigen Ölpreises auch schon in Europa zu spüren. So meldet z. 

B. der Schweizer Elektro-Konzern und Investitionsgüter-Ausrüster ABB (Gas- und Fördertechnik) Umsatzeinbußen von 

bis zu 20 % im letzten Quartal und einen Kursabsturz von 20,67 EUR auf 15,71 EUR  binnen einen halben Jahres.  

Für die Praxis: Bis auf weiteres können sich fast alle kleineren mittelständischen Unternehmen in Deutschland über den niedrigen Öl-, 

Sprit- und Heizölpreise freuen. Experten sehen derzeit auch kein Ende dieser Entwicklung. Die Kehrtwende dürfte spätestens dann 

eintreten, wenn nach Massenentlassungen (Shell) und zunehmenden Insolvenzen in der Alternativ-Energie-Branche (Fracking, Wind-

energie, Solar) erste Lieferengpässe spürbar werden – u. E. ab dem 3. Quartal 2016. 

*   *   * 

Neuer BMF-Erlass regelt offene Fragen zur Abgeltungssteuer: Nach einigen BFH-Urteilen und neueren Entscheidun-

gen zur Abgeltungssteuer hat das Bundesfinanzministerium (BMF) jetzt einige der noch offenen Fragen per 120-seitigem 

Erlass neu geregelt. Wichtig für die GmbH-Besteuerung: Ab sofort zu beachten sind neue Anwendungsvorschriften zu § 

43, 44 EStG. Danach gelten neue Vorgaben für die Erhebung und Abführung der Kapitalertragsteuer in einigen Sonder-

fällen (BMF-Schreiben vom 18.1.2016,  IV C 1 S 2252/08/10004). 

Für die Praxis: Geklärt werden hier z. B. auch Fragen, wie Zinsen aus dem GmbH-Kontokorrent in Zukunft bei der Kapitalertragsteuer 

zu berücksichtigen und zu entrichten sind und wie Korrekturen durchzuführen sind. Spezialmaterie für den GmbH-Steuerberater. 

*   *   * 

Geschäftsführer unterwegs – Bußgeld für Blitzer-App: Der Verbotstatbestand des § 23 Abs. 1b Satz 1 StVO ist erfüllt, 

wenn ein Fahrzeugführer während der Fahrt ein Mobiltelefon betriebsbereit mit sich führt, auf dem eine Blitzer-App instal-

liert und diese App während der Fahrt aufgerufen ist (OLG Celle, Beschluss vom 3.11.2015, 2 Ss (Owi) 313/15). 

Für die Praxis: Problematisch kann das werden, wenn Sie Ihr Smartphone über eine Freisprechanlage nutzen, dazu GPS-Bereitschaft 

eingestellt haben und zugleich eine Blitzer-App installiert ist. Dann müssen Sie damit rechnen, das Sie bei einer Kontrolle mit Bußgeld 

belangt werden. Und zwar auch dann, wenn Sie die Blitzer-App gar nicht bewusst eingestellt haben und nutzen. Anders liegt der Fall, 

wenn der Beifahrer ein Smartphone mit Blitzer-App mit sich führt.  


